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Text

In Zeile 1825 einfügen:
Im Jugendvollzug steht für uns der Erziehungsgedanke im Vordergrund. Statt Gefängnis-Karrieren zu
befördern oder Menschen einfach wegzusperren setzen wir wie auch beim Erwachsenenvollzug auf die
Chance auf Wiedereingliederung in die Gesellschaft. Das grundsätzlich gut aufgestellte
Strafvollzugsgesetz des Landes mit seinem Fokus auf Resozialisierung wollen wir dahingehend auch
konsequenter umsetzen. Eine gelungene Resozialisierung ist der beste Schutz für die Bevölkerung. Die
Diskussion über Gewalt wird vor allem nach besonders drastischen Fällen immer wieder auf das
Strafrecht verengt. Doch anstatt medienwirksam nach drakonischen Strafen zu rufen, brauchen wir
dringend eine Politik der umfassenden Vorbeugung von Gewalt, insbesondere bei Jugendlichen.
Gleichermaßen wollen wir auch Möglichkeiten der außergerichtlichen Einigung schaffen, Gerichte
entlasten z.B. durch Umstrukturierungen - wie Amtsanwält*innen und Rechtspfleger*innen in Rheinland-
Pfalz - und der Zurückdrängung von Ersatzfreiheitsstrafen.

Die Feuerwehren fit für die Zukunft machen: Handeln, bevor es brennt

Die verheerenden Waldbrände letzten Sommer haben allen vor Augen geführt, wie wichtig ein
funktionierender Brand- und Katastrophenschutz für Brandenburg ist. In Anbetracht des Klimawandels
und der hohen Munitionsbelastung weiter Landesflächen durch ehemalige Militärgelände bleibt die
Waldbrandgefahr hoch. Gleichzeitig sinken die Mitgliederzahlen bei den freiwilligen Wehren und den
Hilfsorganisationen kontinuierlich aufgrund der demografischen Entwicklung, vielen
Berufspendler*innen und eines geänderten Freizeitverhaltens. Damit ist die Tageseinsatzbereitschaft
vielerorts gefährdet. Zudem hat die Häufigkeit und Komplexität der Einsatzlagen in den vergangenen
Jahren zugenommen.

Die gestiegenen Anforderungen schlagen sich auch in einem gestiegenen Bedarf an Aus- und
Weiterbildung nieder. Wir fordern eine Ausweitung der Ausbildungs- und Schulungskapazitäten an der
Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz (LSTE). Diese soll zudem neben Eisenhüttenstadt
einen zweiten Standort erhalten, um den Anforderungen eines großen Flächenlandes gerecht zu
werden.

Das bewährte System unserer Stützpunktfeuerwehren wollen wir erhalten und fortentwickeln. Für die
Beschaffung von modernen Einsatzmitteln und Modernisierung von Feuerwachen halten wir auch
weiterhin Landesmittel für angebracht und unverzichtbar. Mittelfristig wird aber zur Aufrechterhaltung
der Einsatzbereitschaft die Unterfütterung von stark belasteten freiwilligen Wehren mit hauptamtlichen
Kräften unvermeidbar sein. Hier wollen wir, dass Land und Kommunen gemeinsam ein tragfähiges
Finanzierungskonzept entwickeln. Das Berufsbild „Kommunalbedienstete mit Feuerwehraufgaben“
sollte rasch eingeführt werden.

Ein wertschätzender Umgang mit dem Ehrenamt ist unabdingbar. Wir unterstützen ein Prämiensystem,
welches langjährig tätige Freiwillige im Brand- und Katastrophenschutz mit Einmalzahlungen in
Zehnjahresstufen eine monetäre Anerkennung zuteil werden lässt. Nicht hinnehmbar sind Unterschiede
in der Hinterbliebenenversorgung. Ein Unfall im Ehrenamt darf nicht zu einem finanziellen Desaster
führen. Hier wollen wir weiterhin für einen Ausgleich über den Landeshaushalt sorgen, bis
Sozialversicherungssysteme angepasst sind.

Wir wollen Feuerwehrkräfte von Aufgaben entlasten, die auch von anderer Stelle qualifiziert
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durchgeführt werden können, solange keine Gefahr für Leib und Leben droht: Beseitigung von Ölspuren
auf Straßen, Tragehilfe im Rettungsdienst sowie Notöffnung von Türen. Dem Waldumbau weg von
Kiefermonokulturen kommt bei der Prävention von Waldbränden große Bedeutung zu. Bei der
Waldbrandbekämpfung aus der Luft bei Großschadenslagen setzen wir uns für vertiefte Kooperationen
mit dem Bund und anderen Ländern ein.
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